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Ein Wendepunkt im Leben des Volles. 


Das große Geſchehen unſerer Tage wird das politiſche Antlitz 
der Welt umbilden, auch dann, wenn keine umfangreicheren Grenz- 
pfahlverſetzungen erfolgen würden. Der Krieg bedeutet eine 
Weltenwende, wie fie in ähnlichem Umfang und ähnlicher Be⸗ 
deutung nur ſelten im Laufe der Jahrtauſende geſchehen iſt. 
Aber nicht nur nach außen hin wird nach dem Frieden vieles 
anders jein: auch auf das ſtaatliche und geſellſchaftliche Leben 
im Junern des Landes hat der Krieg „iger umgeſtaltend gewirkt 
und wird er mit den kommenden Tagen des Friedens noch 
weiter umgeſtaltend wirken. Ein Beweis dafür iſt die Oſterbot⸗ 
ſchaft unſeres Kaiſers. Wit dieſer Botſchaft beginnt ein neuer 
Abſchnitt in der parlamentariſchen Geſchichte Preußens. Wie 
ein wuchtiger Markſtein ſteht die Kaiſerbotſchaft des Oſtertages 
da, trennend das alte Klaſſenrecht von dem neuen Volksrecht. 
Ein Doppeltes enthält das Kaiſerwort an das Volk. Zunächſt 
eine große Feſtſtellung, ein Bekenntnis. Es wird hingewieſen 
auf die leuchtenden Leiſtungen der ganzen Nation in Not und 
Kampf in Front und Heimat. Dann heißt es: „Die Erlebniſſe 
dieſes Ringens um den Beſtand des Reiches leiten mit er⸗ 
habenem Ernſte eine neue Zeit ein.“ Das iſt die Feſtſtellung, 
daß das deutſche Volk in feiner Geſamtheit die polikiſche Neife- 
prüfung beſtanden hat. Angeſichts dieſer Tatſache tritt der 
König von Preußen auch als Deutſcher Kaiſer vor ſein Volk 
mit dem königlichen Bekenntnis, daß für eine Nation von 
ſolchem ftaatlichen Pflichtbewußtſein das ſeitherige Dreiklaſſen⸗ 
wahlrecht in den Tagen des Friedens nicht mehr in Frage 
kommen könne. Alle Klaſſen und Berufe haben das Vaterland 
geſchützt mit Leib und Leben, darum ſoll auch in Preußen das 
Wahlrecht werden zu einem Recht für alle, zu einem Volks- 
recht. Und damit iſt der zweite Punkt der Botſchaft gegeben: die 
feierliche Ankündigung der Wahlreform in Preußen. Für das 
Klaſſenwahlrecht iſt kein Raum mehr; in den lodernden Flam⸗ 
men des Weltenbrandes hat es ſein Ende gefunden und ein 
geläutertes Wahlrecht wird nach dem Kampfe folgen, Das Wort 
des Kaiſers, das er feierlich am Oſtertage geſprochen, iſt das 
vollwichtige Unterpfand. 

Nun kann das Selbſtbeſtimmungsrecht des Volkes bei einer 
Neugeſtaltung des Wahlrechtes zur befriedigenden Geltung 
kommen. Damit wachſen freilich auch die politiſchen Ver⸗ 
antwortlichkeiten eines jeden einzelnen Staatsbürgers, 
Die ſtaatliche Reife, welche unſer Volk im Kriege gezeigt und 
zum Teil erſt erworben hat, muß hinübergerettet werden in die 
Tage des Friedens. In ihrem Kern beſteht die Reife darin, 
die ſtaatlichen Dinge und Notwendigkeiten zu ſehen und zu be⸗ 
greifen unter dem großen Geſichtspunkte des völkiſchen Ge⸗ 
ſamtwohls und aus dieſer Erkenntnis den ſtarken Willen zu 


ſchöpfen für die Witarbeit am Staate. Unfruchtbares Nörgeln 
oder grundſätzliches Verneinen iſt mit wahrem Staatsbürgertum 
nicht vereinbar. Nur das Streben nach poſitiver, aufbauender 
Arbeit, die freudige Mitarbeit am Gemeinwohl, der ernſte Sinn 
für Reich und Staat, und für all die Teile, aus denen ſich die 
Volksgemeinſchaft zuſammenſetzt und der feſte Wille, allen 
Teilen des ſozialen Körpers Gerechtigkeit und Förderung an- 
gedeihen zu laſſen, können uns ſozial und ſtaatlich wirklich 
vorwärts bringen und eine neue Zeit begründen. 
Indem auch das preußiſche Wahlrecht zu einem Volksrecht um⸗ 
gewandelt wird, fallen die letzten Ueberbleibſel aus verklunge— 
ner Zeit, aus der Stände- und Ritterzeit, die ſich zählebig noch 
erhalten hatten in dem modernen Staate, der doch aus ganz 
anderen Grundlagen herausgewachſen und aus ganz anderen 
Lebenskräften zuſammengeſetzt iſt. Darum, weil das Dreiflafjen- 
wahlrecht dem Staatsgedanken unſerer Tage weſensfremd war, 
hat es auch immer wieder Anſtoß erregt und war beſonders in 
den letzten Jahren zu einem ſtörenden Elemente in unſerem 
politiſchen Leben geworden. Nach dem Kriege müſſen unſere 
Kräfte hingeleitet werden auf die tauſendfältigen Aufgaben in 
kultureller Hinſicht, die unſer harren. Darum müſſen dieſe Kräfte 
von Hemmungen und Ablenkungen frei gemacht werden. Das 
iſt der große Sinn der frohen Oſterbotſchaft des Kaiſers. 
Eine neue Zeit beginnt nach dem Kriege. Der ſchaffenden 
Arbeit in jeder Form wird die Zukunft gehören, 
den ſchaffenden Menſchen, ob ſie werken hinter Pflug und 
Schraubſtock oder ſtehen in leitender Stellung im großen Getriebe 
des Wirtſchaftslebens oder in geiſtiger Arbeit ſchaffen am Bau 
der Kultur. Paſſives Beſitzen gibt keine Vorrechte mehr. Das 
51 die Entwicklungslinie der Zukunft auf innerſtaatlichem Ge⸗ 
iete. 
Der Kaiſer und König hat auch hier recht geſehen. Noch während 
die Kämpfe toben, legt er mit ſtarker Hand und klarem Blick 
den Grund für die freie Entfaltung der Kräfte in der Zukunft. 
Darum iſt die Oſterbotſchaft in Wahrheit eine königliche Tat. 
Dr. Beuſch⸗M. Gladbach. 


Mehr Gemeinſchaftsarbeit in der Lebensmittel⸗ 
verteilung. 


Die Arbeiterſtreiks am 16. und 17. April in Berlin, Leipzig 
und im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet, die hauptſächlich 
durch die Herabſetzung der Brotrationen veranlaßt waren, haben 
in mehr als einer Richtung alarmierend gewirkt. Wurde es auch 
als tief bedauerlich empfunden, daß es inmitten der größten aller 
Schlachten, die die Weltgeſchichte bisher geſehen, und die an 
die heimiſchen Rüftungsarbeiter die allergeſpannteſten Anſprüche 
ſtellt, überhaupt zu Arbeitseinſtellungen von ſolchem Umfange 
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kommen konnte, denn jede Stunde verlorener Arbeitszeit 
ſchwächt die Widerſtandskraft unſerer heldenmütigen Vertei— 
diger draußen in der Kampfesfront und koſtet das Blut unſerer 
Volksgenoſſen, ſo miſchte ſich doch in dieſes Gefühl auch 
genug ehrliches Witempfinden für die Lage der Arbeiter in 
den Rüſtungs⸗ und Schwerinduſtrien, die bei der 
knappen Bemeſſung der rationierten Lebensmittel ſchon bisher 
ihre verbrauchten Kräfte nur ungenügend erneuern konnten und 
ſich bei der weiteren Broteinſchränkung in ihrer Ernährung 
ernſtlich bedroht fühlten. Zu dieſer Beunruhigung der Arbeiter— 
kreiſe kam hinzu das Bewußtſein, daß es vielleicht gar nicht 
der tiefeinſchneidenden Maßregel der Brotverkürzung bedürfe, 
wenn nur bei den Erzeugern und Händlern der Lebensmittel 
ernſthaft zugegriffen würde, denn daß auf dem Lande der 
Wangel nicht entfernt ſo ſtark empfunden werde, daß man dort 
noch immer mehr verbrauchen oder zu hohen Preiſen verkaufen, 
ja ſelbſt an das Vieh verfüttern könne, darüber ließen die Zei- 
tungsberichte, die die Arbeiter täglich laſen, gar keinen Zweifel. 
Es lag nur an der mangelhaften Erfaſſung und Ver⸗ 
teilung der Vorräte, nur an der mangelnden Energie 
gegenüber der Landbevölkerung, wenn den Städten nicht genug 
Lebensmittel zugeführt werden konnten. Als drittes Moment 
der Beunruhigung kam das tiefe Mißtrauen der Arbeiter 
gegen die Zuſicherungen, daß das Manko an Brot durch Fleiſch, 
Graupen, Grütze, Sauerkraut und andere ſchöne Dinge reichlich 
ausgeglichen werden ſollte, in Frage. Gewiß hatten die Zei- 
tungen auch darüber berichtet, daß das Kriegsernährungsamt 
die Gewähr für die prompte Lieferung dieſer Broterfagmittel 
übernehmen wolle, und daß die Brotration ſo lange unverändert 
gewährt werden ſolle, bis die Lieferung der Erſatzmittel wirklich 
erfolge. Aber hatte man nicht ſchon wiederholt auf ſolche Zu— 
ſicherungen, beſonders des Kriegsernährungsamtes vertraut, 
und dann kam es doch immer ganz anders? Bald war der 
Winterfroſt, bald Transportſchwierigkeiten, bald Mangel der 
Landwirte an Arbeitskräften und Zeit daran ſchuld, daß wichtige 
Lebensmittel ausblieben, und wenn ſelbſt da noch alles einiger— 
maßen geklappt hätte, wie ſah es denn mit der Lebensmittel⸗ 
verteilung in den Städten aus? Da fehlte es an allen Ecken 
und Enden. Aemter und Kommiſſionen gab es genug, aber 
die Lebensmittel blieben immer irgendwo anders hängen, als 
dort, wohin ſie kommen ſollten. Bald lag die Schuld an der 
Bureaukratie, bald am Groß- oder Zwiſchenhandel, bald an den 
Kleinverkäufern, aber der Verbraucher litt an dieſem Wirrwarr 
am meiſten, und am drückendſten laſtete die Not doch auf dem 
Arbeiter, der die Wohnung beim Worgengrauen verlaſſen mußte 
und erſt am ſpäten Abend zurückkam, abgerackert, zerſchlagen, 
hungrig und müde, und dann die Klagen der Frau über die er⸗ 
folgloſe Lebensmitteljagd, über Mangel am Nötigſten und über 
die ſündhaft hohen Preiſe in ſich hineinwürgen mußte. Das fraß 
an ihm und an ſeiner moraliſchen Widerſtandskraft, und das 
ſchuf die gefährliche Stimmung zu den Arbeitseinſtellungen, 
die der Tag der Brotverkürzung fo draſtiſch zur exploſiven Aus⸗ 
löſung brachte. 

So bedauerlich dieſe wilden Streiks, an denen die Gewerk⸗ 
ſchaften völlig unſchuldig waren und die die Gewerkſchafts— 
leitungen vergebens zu verhindern ſich bemüht hatten, ſo er= 
freulich war ihr glatter Verlauf, von wenigen Ausnahmen ab= 
geſehen, ſowie ihr Ergebnis. Dieſe Ausnahmen, um es 
vorweg zu nehmen, beſchränkten ſich auf Leipzig und Berlin 
(hier handelte es ſich nur um wenige größere Betriebe) und 
waren das Refultat unverantwortlicher politiſch-ſyndikaliſtiſcher 
Propaganda, geleitet von der Idee, das ruſſiſche Beiſpiel nach— 
zuahmen und durch politiſche Maſſenſtreiks den Frieden, 
ſowie innerpolitiſche Forderungen zu erzwingen. Schon dieſe 
Vereinzelung beweiſt, daß die große Waſſe der Arbeiterſchaft 
dieſen Dingen durchaus fernſtand. Zur raſchen Beendigung 
des Lebensmittelſtreiks hat allerdings der Umſtand erheblich 
beigetragen, daß in Berlin die Gewerkſchaftsleitungen, als ſie 
die Bewegung nicht mehr zu hindern vermochten, durch ihre 
Vertrauensleute wenigſtens für einen geordneten Ver— 
lauf ſorgten. Es iſt ihnen in der weitaus großen Mehrzahl 
der Fälle gelungen, verantwortungsloſe Elemente fernzuhalten 
oder einflußlos zu machen und den Willen der Ausſtändigen 
auf ein praktiſches Ziel hinzulenken. 


Dieſes Ziel heißt Gemeinſchaftsarbeit in der Lebens⸗ 


mittelverteilung. Die Unruhen entſprangen nicht jo jehr 


den Tatſachen der Knappheit der Lebensmittel, denn darin hätten 
fie keine Beſſerung, ſondern höchſtens Verſchlimmerungen brin- 
gen können — als vielmehr dem mangelnden Vertrauen 
der Arbeiter zur neuen Lebensmittelverteilung. Sie fühlten 
ſich ſchon zu oft getäuſcht und betrogen, und erblickten in der 
Arbeitseinſtellung die geeignetſte Bekundung ihres Entſchluſſes, 
ſich als notwendige Glieder der Kriegswirtſchaft geltend zu 
machen, die nicht mehr hinter den Erzeugern und Händlern der 
Lebensmittel zurückgeſetzt werden dürften. So verhandelten alſo 
die Gewerkſchaftsleitungen mit dem Kriegsernährungsamt, dem 
Kriegsamt und dem preußiſchen Staatskommiſſar für Ernäh⸗ 
rungsweſen, und die Abordnungen der Ausſtändigen mit den 
Gemeindeverwaltungen, in Berlin mit Zuziehung des preußi⸗ 
ſchen Staatskommiſſars. Hier wurde auch der Weg gefunden, 
das Vertrauen der Arbeiterſchaft zur Lebensmittelverteilung zu 
feſtigen. Es wurde für Berlin eine ſtändige Rommiffion 
beim Oberbürgermeiſter, bzw. beim Arbeitsausſchuß für Groß⸗ 
Berlin eingeſetzt, die fortan in allen Fragen der Verteilung 
von Nahrungsmitteln auf dem laufenden gehalten, bei Ver⸗ 
änderungen in den Beſtänden und in der Bemeſſung der Nah⸗ 
rungsmittel gutachtlich gehört und zur Witarbeit herangezogen 
werden ſoll. Der Staatskommiſſar Dr. Michaelis erklärte ſich 
ſelbſt bereit, die Kommiſſion über alle Ernährungsfragen ſtändig 
zu informieren. In dieſe Kommiſſion wurden als Arbeiter⸗ 
vertreter drei Gewerkſchaftsleiter gewählt. 
Nicht minder machte es den vorteilhafteſten Eindruck auf die 
Vertreter der Ausſtändigen und aus deren Berichterſtattung 
auf die Ausſtändigen ſelbſt, daß der preußiſche Staats- 
kommiſſar ſich mit der größten Entſchiedenheit für 
ein unnachſichtliches Vorgehen gegenüber ſäumiger Ablieferung 
der Lebensmittel ſeitens der Erzeuger verbürgte und über die 
Schaffung einer bis in die Landgemeinden reichenden Organi- 
ſation zur wirkſamen Erfaſſung weiterer Nahrungsmittel be⸗ 
richten konnte. Sowie man nur den nötigen Ernſt in der Be⸗ 
ſchlagnahme der Lebensmittel erkannte, kehrte das verſchwun⸗ 
dene Vertrauen zurück und die Rüſtungsarbeiter nahmen ihre 
Arbeit wieder auf. 5 
Aus dieſem Vorgang werden die verantwortlichen Leiter der 
Lebensmittelorganiſation in Staat und Gemeinden erkennen, 
daß es gilt, ſolche gefährlichen Unruhen zu vermeiden, indem 
ſie allenthalben der Arbeiterſchaft eine Vertretung bei 
der Lebensmittelverteilung einräumen. Der Chef des 
Kriegsamts, General von Groener, erklärte bereits unum⸗ 
wunden im Reichstagsausſchuß bei der Beſprechung der Streiks: 
„Ich habe ſchon vor längerer Zeit den Regierungen den Vat 
gegeben, in die Lebensmittelorganiſation der Provinz 
und der Kommunen Arbeitervertreter hineinzu⸗ 
nehmen, damit ſie ſelbſt mitarbeiten, damit ſie ſehen, 
wie die Dinge ſtehen. Ich hoffe, daß dieſem Rat in weiteſtem 
Maße Folge gegeben wird.“ Wäre dieſer Nat rechtzeitig 
befolgt worden und wäre auch vor allem die Verteilung der 
Hindenburgſpende ſan die Betriebe und in den Betrieben 
an die Arbeiter unter Witkontrolle der Arbeiterſchaft geſtellt 
worden, ſo wäre es nicht zu dem Maß von Aufregung und zu 
der Verbiſſenheit gekommen, die ſich in der Arbeitseinſtellung 
in den Büſtungsinduſtrien Luft machte. 
Es muß den Verwaltungen, die ſich ſo ſchwer daran gewöhnen 
können, während des Krieges umzulernen und der Arbeiter- 
ſchaft die volle Gleichberechtigung einzuräumen, immer aufs 
neue wiederholt werden: Beteiligt die Arbeiter an 
allen Zweigen der Kriegsfürſorge. Nur durch 
wirkliche Gemeinſchaftsarbeit kann das deutſche 
Volk dieſen Krieg gewinnen! 

Paul Umbreit-Berlin. 


(Generalkommiſſion der Gewerkſchaften 
Deutſchlands.) 
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Aus dem Geſetz über den vaterländiſchen 
Hilfsdienſt. 


Das Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt vom 5. De⸗ 
zember 1916 ſchneidet tiefer in die bürgerlichen Verhältniſſe 
ein, als irgendein anderes, das ſeit langer Zeit erlaſſen worden 
iſt. „Das Geſetz ſchafft neues Recht für die Heimat,“ ſagte 
Staatsſekretär Dr. Helfferich im Reichstag, „aber hinter ſeinen 

ragraphen rollt der Donner der Sommeſchlacht. Heimat 
und Feldſchlacht reichen ſich in dieſem Geſetz die Hand in un⸗ 


& auflöslichem Bund zu Kampf und Sieg. Neben die allgemeine 


Wehrpflicht tritt mit dieſem Geſetz die allgemeine Pflicht zum 

vaterländiſchen Hilfsdienſt, neben die kämpfende Truppe tritt 

ie organiſierte Heimarmee.“ 

Hilfsdienſtpflichtig iſt jeder männliche Deutſche vom vollendeten 
bis zum vollendeten 60. Lebensjahre, ſoweit er nicht zum 

Dienſt bei der bewaffneten Wacht eingezogen iſt. Als hilfs⸗ 


dienſtpflichtig gilt ohne weiteres die Arbeit f 

1. im Reichs-, Staats⸗, Gemeinde- oder Kirchendienſt, 

2. in der öffentlichen Arbeiter- und Angeſtelltenverſicherung, 

3. als Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte oder Apotheker, 

A. in der Land- und Forſtwirtſchaft, 

5. in der See- und Binnenfiſcherei, 

6. in der See- und Binnenſchiffahrt, 5 5 

7. in Eiſenbahnbetrieben, einſchließlich des Betriebs der Klein⸗ 
und Straßenbahnen, 

8. auf Werften, 

9. in Berg⸗ und Hüttenbetrieben, 

10. in der Pulver-, Sprengſtoff⸗, Wunitions⸗ oder Waffen⸗ 


fabrikation, 1 : 
11. in einzelnen kriegswichtigen Betrieben, die von den Kriegs⸗ 
amtsſtellen für ihre Bezirke bezeichnet werden. 
Vorausgeſetzt wird dabei, daß die Zahl der in dieſen Berufen 
arbeitenden Perſonen das Bedürfnis nicht überſteigt. Nach 


einer Verordnung vom 1. März 1917 haben ſich alle Hilfs⸗ 
dienſtpflichtigen, die nicht in einem der angeführten Berufe 


im Hauptamt tätig find, zur Eintragung in eine Stammrolle 
zu melden. Es ſoll dadurch eine Ueberficht über die zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Kräfte geſchaffen werden. 

Die oberſte Leitung des vaterländiſchen Hilfsdienſtes liegt bei 
dem Kriegsamt in Berlin. Bei den ſtellvertretenden General⸗ 
kommandos ſind Kriegsamtsſtellen für die einzelnen Bezirke 
eingerichtet worden. Eine Reihe von Ausſchüſſen bei den Ge⸗ 
neral- und Bezirkskommandos und den Erſatzkommiſſionen ſorgt 
für die Erledigung beſonderer Aufgaben. Die Feſtſtellungsaus⸗ 
ſchüſſe entſcheiden, ob ein beſtimmter Betrieb für die Kriegs⸗ 
führung oder die Volksverſorgung von Bedeutung iſt. Die Ein⸗ 
berufung und Ueberweifung Hilfsdienſtpflichtiger iſt Sache der 
Einberufungsausſchüſſe. Jeder Hilfsdienſtpflichtige, dem von 
einem Einberufungsausſchuß eine ſchriftliche Aufforderung zum 
Hilfsdienſt zugegangen iſt, hat bei einer als Hilfsdienſtbetrieb 
geltenden Stelle Arbeit zu ſuchen. Findet er binnen zwei 
Wochen keine Tätigkeit, ſo wird er einem Hilfsdienſtbetriebe 
zugewieſen. Bei Ueberweiſung einer Arbeit ſoll auf die je⸗ 
weiligen Verhältniſſe des Hilfsdienſtpflichtigen nach Möglich— 
keit Rückſicht genommen werden. 

Um einen zu großen Stellenwechſel und dadurch eine Hem— 
mung in der möglichſt ſchnellen Herſtellung von Kriegsbedarf 
zu verhindern, iſt der Abkehrſchein eingeführt worden. Er iſt 
eine Beſcheinigung darüber, daß der Arbeitgeber mit dem Aus⸗ 
ſcheiden des Hilfsdienſtpflichtigen einverſtanden iſt. Ohne Ab⸗ 
kehrſchein erhält der Hilfsdienſtpflichtige zwei Wochen lang 
keine andere Arbeit. 

Zur Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ſind Beſchwerde- oder Schlichtungsausſchüſſe ein⸗ 


geſetzt worden. 


Ganz neu in der Geſetzgebung iſt die Beſtimmung über die 
Bildung von Arbeiterausſchüſſen. In allen Betrieben, in denen 
mehr als 50 gewerbliche Arbeiter oder verſicherungspflichtige 
Angeſtellte beſchäftigt ſind, müſſen aus ihrer Mitte dieſe Aus⸗ 
chüſſe in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. 
hre Aufgabe iſt, für gutes Einvernehmen zwiſchen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmern zu ſorgen und die Wünſche der Ar⸗ 
beiterſchaft zur Kenntnis des Unternehmers zu bringen. 


Das Hilfsdienſtgeſetz hat eine Fülle von Rechtsfragen ausgelöſt. 
Der Hilfsdienſtvertrag iſt ein freier Dienſtvertrag, und der Hilfs⸗ 
dienſtpflichtige unterſteht den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts. Wichtig iſt die Wirkung der Hilfsdienſtpflicht auf be⸗ 
ſtehende Lieferungs- und Dienſtverträge. Die Entſcheidung 
hängt hier ganz von der Lage des einzelnen Falles ab. Die 
Kündigungsfriſt ſollte möglichſt eingehalten werden; mindeſtens 
hat der Arbeitnehmer nach Empfang der ſchriftlichen Auffor⸗ 
derung zum Hilfsdienſt noch zwei Wochen in ſeiner Stellung 
zu verbleiben. 

Dr. Gertrud Marwitz-Berlin. 


Die deutſche Induſtrie im Wellkriege. 


Kupfer, Zink, Meffing. 


Zu den beliebteſten Schlagwörtern in dem „papierenen Feldzug 
der feindlichen Preſſe“ gegen uns gehört auch die Behauptung, 
daß wir nicht genügend Kupfer für den Heeresbedarf hätten und 
daher unſere Kupfer verarbeitende Induſtrie (Kupferringe für 
Granaten) aus Mangel an Rohſtoffen bald lahmgelegt ſei. Auf 
den erſten Blick ſcheinen die Verhältniſſe in der Tat bedenklich 
für uns zu liegen. Wir erzeugten ſelbſt nur 41000 Tonnen 
Kupfer jährlich vor dem Kriege, verarbeiteten aber faſt 300 000 
Tonnen Wenn man nun die Wiederausfuhr auf rund 100 000 
Tonnen veranſchlagt, ſo bleibt noch ein jährlicher Eigenbedarf von 
200 000 Tonnen, genau fünfmal ſoviel als die Eigenerzeugung. In 
dieſer Zwangslage, abgeſchnitten von der Kupfereinfuhr Ameri⸗ 
kas und Spaniens, haben wir zunächſt einmal die eigene Förde⸗ 
rung weſentlich ausgebaut. Die deutſchen Kupfervorkommen 
ſind an ſich nicht ſehr gewinnbringend, vor allem nicht im 
Vergleich zu den gewaltigen Lagern Amerikas. Da man wegen 
der Ergiebigkeit der dortigen Gruben das Kupfer in Friedens⸗ 
zeiten von dort billiger beziehen konnte, ſo hat man in der 
richtigen Erwägung, daß der billigſte Weg der beſte iſt, mit 
Vorliebe ausländiſches Kupfer bei uns verarbeitet. Jetzt jedoch 
ſind dieſe Einfuhrmöglichkeiten abgeſchnitten, unſer deutſcher 
Bergbau hat daher nicht geruht, ſondern iſt in ſtändiger Fort 
entwicklung und mit beſtem Erfolge bemüht, eine Kupfernot 
von uns abzuwenden. Viele Halden und Gruben werden heute 
durch Aufbereitung wieder ausgebaut, wobei es ſich nicht allein 
um Kupfer handelt, ſondern auch um Zinn und Zink. Die Ver⸗ 
feinerung des Hüttenweſens bringt ferner noch andere unver— 
ritzte Lagerſtätten zu Ehren, deren Abbau früher nicht wirt- 
ſchaftlich war. Unlängſt iſt durch Sachverſtändige nachgewieſen 
worden, daß wir in Deutſchland über Kupferlager verfügen, 
die, richtig abgebaut, den größten Teil unſeres recht geſteigerten 
Eigenbedarfs decken. Der Gehalt dieſer neuen Fundſtätten in 
der Rheinpfalz und im Saar-Nahegebiet überſteigt 5 v. H. zwar 
ſelten, doch kennt man jetzt Verfahren, die eine erfolgreiche 
Ausbeute gewährleiſten. Wir haben alſo hier durch die Zwangs⸗ 
lage des Krieges eine neue ausgezeichnete, höchſt zukunfts⸗ 
reiche Verſorgungsquelle aufgedeckt, die uns allmählich vom 
Auslande, vor allem von dem allmächtigen amerikaniſchen 
Kupfertruſt, unabhängig machen wird. 

Aber auch unſere alten Kupferſtätten haben — wie bereits 
erwähnt — ihre Erzeugung N geſteigert; in den Mans⸗ 
felder Gruben werden jetzt jährlich allein 25000 Tonnen er⸗ 
zielt, und die Mehrausbeute im Jahre 1915 beiſpielsweiſe be= 
lief ſich trotz Krieg, Arbeitermangel und ſonſtiger erſchwerender 
Umſtände auf rund 5000 Tonnen. Neben dieſem anſehnlichen 
Wehrgewinn aus eigenen Gruben ſtehen uns aber die großen 
Bodenſchätze der beſetzten Landesteile, namentlich Serbiens 
zur Verfügung. Die Kupfergewinnung dieſes Landes iſt uns 
durch Bulgarien, welches dieſe Gebiete erobert hat, ganz zur 
Ausbeute überlaſſen worden. 

Nach Schätzung unſerer großen Metallgeſellſchaften kann uns 
daher ein ernſter Kupfermangel überhaupt nicht treffen, zu⸗ 
mal wir durch die Wetallbeſchlagnahme Kupfermengen im 
verarbeiteten Zuſtande haben, daß der Kriegsbedarf in Kupfer, 
Zink, Meffing und Nickel auf mindeſtens 10 Jahre gedeckt iſt! 
Wir haben ferner den Kupferverbrauch überall da eingeſchränkt 
und durch andere Wetalle erſetzt, wo es möglich war. In der 
Elektrizitätsinduſtrie beiſpielsweiſe verwenden wir an Stelle 
von Kupferdraht mit beſtem Erfolge jetzt Zinkdraht, und auch 


4 „Heer und Heimat“ 1917 Ur. 12 
— nenn m f r rr 


in anderen Induſtrien werden ſtatt Kupfer Meſſing und Zink⸗ 
legierungen verwandt. In Fachkreiſen wird darauf hingewieſen, 
daß die in jetziger Kriegszeit erwieſene Wöglichkeit des Erſatzes 
von Zink für Kupfer auch für die Folgezeit von größter Be— 
deutung iſt, weil unſere Induſtrie dadurch auf einen großen 
Teil der Kupferzufuhr aus dem Auslande verzichten kann. 
Die Frage des Kupferbedarfs wäre alſo auch durch erhebliche 
Einſchränkung des Friedensbedarfs befriedigend gelöſt. Die 
Kupferpreiſe ſind auch ein ſchlagender Beweis dafür, wie der 
Wirtſchaftskrieg, mit dem England Deutſchland beſiegen will, 
ſchwere Folgen für England ſelbſt hat. Dies wird beſonders 
deutlich auf Gebieten, in denen England nach der landläufigen 
Auffaſſung die Welt beherrſcht. So beträgt der Preis für 
Elektrolytkupfer in London weit über Hundert Pfund Sterling 
gegen 61 Pfund zu Beginn des Krieges. Dieſe große Preis⸗ 
ſteigerung iſt hervorgerufen durch die gewaltige Steigerung 
der Frachten (eine Folge unſeres U-Boots⸗Krieges) die ſtarke 
Nachfrage durch den Kriegsbedarf und die dadurch hervor— 
gerufenen unverſchämten Preistreibereien des Amerikaniſchen 
Kupferringes! So mußte es aber kommen! Da ſind wir 
Deutſche doch beſſere Menſchen, wir ſchränken den eigenen 
Bedarf möglichſt ein, prüfen die Erſatzfrage, ſteigern die eigene 
Förderung und diejenige der beſetzten Landesteile gemäß dem 
Grundſatz: „Selbſt iſt der Mann“ und laſſen im übrigen die 
Kriegsmetallgeſellſchaften dafür ſorgen, daß das Vaterland in 
dieſer ernſten Zeit von gewiſſenloſen Elementen nicht bejobbert 
wird und die Metallpreiſe in annehmbaren Grenzen bleiben. 
Ebenſo erging es den Engländern mit Zink und Zinkpreiſen, die 
drüben ſogar um 140 Prozent geſtiegen ſind, bei den größten 
Schwierigkeiten in der Beſchaffung. Bei uns ſind die Preiſe für 
Zink danl unſerer großartigen Zinkinduſtrie — wir ſtehen unter 
den Zinkerzeugern der Welt an erſter Stelle — nur um etwa 
30 Prozent geſtiegen. Auch hier wie bei Weſſing iſt der Heeres⸗ 
bedarf auf Jahre hinaus gedeckt. Sämtliche Meſſing⸗ 
werke, die bisher im weſentlichen Luxusgegenſtände arbeiteten, 
haben ihre Betriebe einer Umgeſtaltung unterzogen und die Her⸗ 
ſtellung des Heeresbedarfes mit großem Erfolge aufgenommen. 
Einzelne Werke, wie die Iſerlohner Weſſinggewerkſchaft, ſind 
zur Herſtellung von Weſſing und anderen Wetallen jetzt im 
Kriege wieder in Betrieb genommen worden, — auch ein Zeichen 
unſerer wirtſchaftlichen Kraft. 

Dr. Ismer⸗Düſſeldorf. 


Wo ſtehen wir in der Sache der Krieger⸗ 
heimjtätten ? 


Die Kriegerheimſtättenſache ſteht ſchon lange jenſeits der Grenze 
des Erfolges, den irgendeine frühere ſoziale Bewegung in 
Deutſchland erreicht hat. Denn, was da früher war und be⸗ 
gonnen wurde, das litt gar bald an dem alten deutſchen Erb- 
fehler: es wurde Parteiſache, wurde deshalb von allen anderen 
Parteien abgelehnt oder wenigſtens mißtrauiſch betrachtet und 
in ſeiner Wirkung auf die Gemüter beſchränkt. Darum iſt es 
als ein Glück zu betrachten, daß der Gedanke der Kriegerheim— 
ſtätten nicht hervorgegangen iſt aus irgendeiner parteipolitiſch 
oder konfeſſionell gefärbten Gruppe des deutſchen Volkes, ſon⸗ 
dern von dem Bunde deutſcher Bodenreformer erſtmalig aus⸗ 
geſprochen wurde, der, politiſch und religiös neutral, feine Mit⸗ 
glieder in allen Parteilagern hat und ſo dem Gedanken der 
Kriegerheimſtätten von vornherein auf allen Seiten eine freund- 
liche Aufnahme ſichern konnte. Das hätte allerdings am An⸗ 
fang der Arbeit niemand zu hoffen gewagt, daß eine ſolche 
Rieſenzahl von deutſchen Wenſchen ſich jemals für dieſe Ge⸗ 
danken erklären würden, wie ſie heute erreicht iſt. Die Organi⸗ 
ſation zur Ausbreitung des Gedankens der Kriegerheimſtätten 
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wurde von Anfang an auf die Grundlage geſtellt, daß nur 
Vereine, Verbände, öffentlich-rechtliche Körperſchaften, politiſche 
und kirchliche Gemeinden u. dgl. die organifierte Bewegung 
für das Kriegerheimſtättengeſetz bilden ſollten. Nicht als ob 
man auf die Mitarbeit der einzelnen hätte verzichten wollen. 
Wie jede große Bewegung konnte auch dieſe nur gedeihen, 
wenn ſie getragen wurde von der Begeiſterung und Hingabe 
einzelner Perſoͤnlichkeiten. Aber nur die Beſchränkung auf 
körperſchaftliche Witglieder konnte ſo raſch wie es ſein 
mußte, die vielen kleinen Mittelpunkte ſchaffen, von denen a 
der neue Gedanke durch Wort und Schrift auch an die kleinſte 
Zeitung und auch an den letzten Mann im Volke herangebracht 
werden konnte. Der einzelne Anhänger konnte ja innerhalb 
der Verbände, beſonders durch Eintritt in den für die Krieger 
heimſtättenſache führenden Bund Deutſcher Boden re⸗ 
former ſich betätigen, und Tauſende haben das auch getan 
und auf dieſe Weiſe die Sache der Kriegerheimſtätten Schritt 
für Schritt vorwärtsgebracht in unaufhaltſamem, heute noch 
weiter gehendem Fortſchritt, der die Zahl der angeſchloſſenen 
Behörden und Organiſationen auf zurzeit 3352 wachſen ließ, 
deren Mitgliederzahl wohl auf 5-6 Millionen deutſche Fa- 
milien zu ſchätzen iſt. 2 
An der Spitze des Hauptausſchuſſes für Kriegerheimſtätten ſteht 
außer dem Führer der Deutſchen Bodenreformer Adolf Da= 
majchfe, der Generalleutnant z. D. Nohne, bekannt als 
Herausgeber der „Artilleriſtiſchen Monatshefte“, der Geheime 
Admiralitätsrat Dr. Schrameier, der einſt als Kaiſerlicher 
Kommiſſar des Kiautſchou-Gebietes durch die Durchführung 
bodenreformeriſcher Grundſätze die Vorausſetzung dafür ſchuf, 
daß ſich Tſingtau nach den Worten unſeres Kaiſers zu einer 
„Muſterſtätte deutſcher Kulturarbeit“ entwickeln konnte. Neben 
ihnen ſteht als Vertreter der praktiſchen Berufsarbeit Adolf 
Pohlmann⸗Hohenaſpe, der bekannte erfolgreiche Großkauf⸗ 
mann, der in Pernambuco die engliſche Konkurrenz auf dem 
Her 806 niederzwang, und endlich als juriſtiſcher Beirat 
err Geheimrat Profeſſor Dr. Erman von der Univerſität 
Münſter. — 
Von den äußeren Erfolgen der Bewegung iſt hervorzuheben 
der einſtimmige Beſchluß des Reichstages vom 24. Mai 
1916, der unter ausdrücklichem Hinweis auf die Vorarbeiten 
des Hauptausſchuſſes den Reichskanzler um Vorlage eines 
Kriegerheimſtättengeſetzes erſuchte. In dem Geſetzentwurf des 
Hauptausſchuſſes war ſelbſtverſtändlich gefordert worden, daß 
unter allen Bewerbern die Kriegsbeſchädigten in erſter Reihe 
zu ſtehen hätten und daß für dieſe die Geldfrage durch Kapital⸗ 
ablöſung des Kriegszuſchuſſes zur Invalidenrente unverzüglich 
zu löſen ſei. Am 3. Juni hat der Reichstag das Kapitalab⸗ 
löſungsgeſetz angenommen, und zwar einſtimmig — mit alleiniger 
Ausnahme der Sozialdemokratiſchen Arbeitsgemeinſchaft. Es 
liegt ein tiefer innerer Zuſammenhang darin: wer dem Reiche 
die Wittel für die Kriegsführung verweigert, verweigert auch 
ſeiner Zukunft das Heimſtättenrecht! Darüber hinaus iſt in 
Einzelſtaaten Sachſen und Heſſen ſtehen darin voran 
ſchon vieles auf dieſem Gebiete geſchehen, von dem ſpäter ein⸗ 
mal zu berichten ſein wird. 
Gibt es je eine Frage, in der Heer und Heimat ſich zuſammen⸗ 
finden in gemeinſamem Streben, jo iſt es die Frage der Krieger⸗ 
heimſtätten. Da gilt es für jeden, der eine Verantwortung fühlt 
für die Zukunft unſeres Volkes, ſich zu entſcheiden, ob er in 
dieſer Frage mithelfen oder ob er tatenlos zur Seite ſtehen will. 
Wer ſich ein eigenes Urteil bilden will, der bitte den Haupt- 
ausſchuß für Kriegerheimſtätten in Berlin NW 23, Leſſing⸗ 
ſtraße 11, um Ueberlaſſung ſeiner Druckſchriften. Er verſendet 
ſie an jedermann daheim und im Felde gern ohne jede Koſten! 
Redakteur Heil-Berlit. 
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